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Einleitung 
Diese Gesetzestext-Sammlung hat zwei Zielgruppen: Sie hilft Ausbilderinnen und Ausbildern 
in der Praxis, den Durchblick im rechtlichen Bereich der Berufsausbildung zu behalten. Zudem 
bietet sie angehenden Ausbilderinnen und Ausbildern eine Hilfestellung im Rahmen der Aus-
bilder-Eignungsprüfung.  
 
Da es sich im Folgenden um eine Auflistung und wortgenaue Wiedergabe der wichtigsten 
Gesetze und Verordnungen aus der Welt der Ausbildung handelt und keine Kommentierungen 
erfolgen, ist diese Sammlung ein zugelassenes Hilfsmittel* für die Ausbildereignungsprüfung. 
Sofern Sie diese Prüfung ablegen wollen, wünschen wir Ihnen viel Erfolg! 
 
Einige Gesetze sind komplett abgedruckt, andere nur auszugsweise. Im Mittelpunkt steht das 
neue Berufsbildungsgesetz, welches seit 2020 die Ausbildung prägt. Die Gesetze, die sich 
hier nur auszugsweise finden, sind in voller Länge im Internet zu finden, z. B. unter  
www.gesetze-im-internet.de. 
 
Wolfram Küper hat diese Gesetzestext-Sammlung zusammengestellt. Er ist Diplom-Handels-
lehrer und gelernter Industriekaufmann. Er war langjähriger Mitarbeiter am Institut für Berufs- 
und Wirtschaftspädagogik der Goethe-Universität Frankfurt und Fachbereichsleiter »Perso-
nal- und Arbeitsrecht« beim Deutschen Institut für Betriebswirtschaft (dib). Heute ist er als 
Trainer mit »Ausbildung für Ausbilder« (www.ausbildungfuerausbilder.de) in den Bereichen 
Ausbildung und Personalmanagement selbstständig sowie als IHK-Prüfer aktiv. Im Feldhaus 
Verlag ist der Frankfurter als Co-Autor zweier Fachbücher vertreten (»Die Ausbilder-Eignung« 
und »Personalfachkauffrau/Personalfachkaufmann«). Darüber hinaus ist er als Musikjournalist 
bei der Fachzeitschrift Rock Hard tätig. 
 
Die Sammlung wurde mit äußerster Sorgfalt zusammengestellt. Zusammensteller und Verlag 
können für den Inhalt jedoch keine Gewähr übernehmen. Für Hinweise und Anregungen sind 
wir stets dankbar. Bitte schicken Sie gegebenenfalls eine E-Mail an post@feldhaus-verlag.de 

* Zugelassene Hilfsmittel zur Ausbildereignungsprüfung gemäß DIHK:  
Dokumentenechtes Schreibmaterial, Gesetzestexte zur Berufsbildung, insbesondere Allgemeines Gleichbehandlungs-
gesetz, Berufsbildungsgesetz, Betriebsverfassungsgesetz, Bundesurlaubsgesetz, Mutterschutzgesetz, Jugendarbeits-
schutzgesetz, Ausbildereignungs-Verordnung, Musterprüfungsordnungen bzw. Gesetzestextsammlungen, in denen 
diese Gesetze Bestandteil sind. Es dürfen nur unkommentierte Fassungen von Gesetzestexten verwendet werden.  
Klebezettel, Unterstreichungen und Anmerkungen, soweit es sich ausschließlich um Querverweise auf andere Paragrafen 
handelt, sind zulässig. Die Prüfungsteilnehmer und Prüfungsteilnehmerinnen sollten mit der Gesetzessammlung bereits 
im Lehrgang gearbeitet haben. Die Aufgaben sind so gestaltet, dass deren Lösung prinzipiell auch ohne die Nutzung 
von Gesetzestexten möglich ist.



4 Gesetzestext-Sammlung Ausbildung © FELDHAUS VERLAG, Hamburg

Abkürzungsverzeichnis 
AEVO Ausbildereignungs-Verordnung 
AGG Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz 
ArbGG Arbeitsgerichtsgesetz 
ArbZG Arbeitszeitgesetz 
Art. Artikel 
BetrVG Betriebsverfassungsgesetz 
BBiG Berufsbildungsgesetz 
BGB Bürgerliches Gesetzbuch 
BUrlG Bundesurlaubsgesetz 
DIHK Deutscher Industrie- und Handelskammertag 
GG Grundgesetz 
HwO Handwerksordnung 
JArbSchG Jugendarbeitsschutzgesetz 
MPO Musterprüfungsordnung 
MuSchG Mutterschutzgesetz 
SGB Sozialgesetzbuch 
TVG Tarifvertragsgesetz 
TzBfG Teilzeit- und Befristungsgesetz



Gesetzestext-Sammlung Ausbildung © FELDHAUS VERLAG, Hamburg 5

Inhaltsverzeichnis 
Einleitung 3 
 
Abkürzungsverzeichnis 4 
 
Relevante Gesetzestexte  
Ausbilder-Eignungsverordnung (AEVO) 7 
Berufsbildungsgesetz (BBiG) 13 
Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend  
(Jugendarbeitsschutzgesetz – JArbSchG) 55 
Arbeitszeitgesetz (ArbZG) (Auszug) 77 
Mindesturlaubsgesetz für Arbeitnehmer (Bundesurlaubsgesetz – BUrlG) (Auszug) 85 
Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) (Auszug) 87 
Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) (Auszug) 93 
Gesetz zum Schutz von Müttern bei der Arbeit, in der Ausbildung  
  und im Studium (Mutterschutzgesetz – MuSchG) (Auszug) 109 
Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG) (Kurzauszug) 121 
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) (Kurzauszug) 123 
Grundgesetz (GG) (Kurzauszug) 125 
Sozialgesetzbuch (SGB) (Kurzauszug) 127 
Tarifvertragsgesetz (TVG) (Kurzauszug) 133 
Gesetz zur Ordnung des Handwerks (Handwerksordnung – HwO) 135 
Europäische Sozialcharta (revidiert) 208 
Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) 209 
 
Alphabetische Schnellübersicht 211 





Gesetzestext-Sammlung Ausbildung © FELDHAUS VERLAG Hamburg 7

AEVO

AEVO

Eingangsformel 
Auf Grund des § 30 Absatz 5 des Berufsbil-
dungsgesetzes vom 23. März 2005 (BGBl. I 
S. 931) verordnet das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung nach Anhörung des 
Hauptausschusses des Bundesinstituts für 
Berufsbildung: 
 

§ 1 Geltungsbereich 
Ausbilder und Ausbilderinnen haben für die 
Ausbildung in anerkannten Ausbildungsberu-
fen nach dem Berufsbildungsgesetz den Er-
werb der berufs- und arbeitspädagogischen 
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten nach 
dieser Verordnung nachzuweisen. Dies gilt 
nicht für die Ausbildung im Bereich der Ange-
hörigen der freien Berufe. 
 

§ 2 Berufs- und arbeitspädagogische 
Eignung 

Die berufs- und arbeitspädagogische Eignung 
umfasst die Kompetenz zum selbstständigen 
Planen, Durchführen und Kontrollieren der Be-
rufsausbildung in den Handlungsfeldern: 
1. Ausbildungsvoraussetzungen prüfen und 

Ausbildung planen, 
2. Ausbildung vorbereiten und bei der Einstel-

lung von Auszubildenden mitwirken, 
3. Ausbildung durchführen und 
4. Ausbildung abschließen. 
 

§ 3 Handlungsfelder 
 (1) Das Handlungsfeld nach § 2 Nummer 1 
umfasst die berufs- und arbeitspädagogische 
Eignung, Ausbildungsvoraussetzungen zu prü-
fen und Ausbildung zu planen. Die Ausbilder 
und Ausbilderinnen sind dabei in der Lage, 
1. die Vorteile und den Nutzen betrieblicher 

Ausbildung darstellen und begründen zu 
können, 

2. bei den Planungen und Entscheidungen 
hinsichtlich des betrieblichen Ausbildungs-
bedarfs auf der Grundlage der rechtlichen, 
tarifvertraglichen und betrieblichen Rah-
menbedingungen mitzuwirken, 

3. die Strukturen des Berufsbildungssystems 
und seine Schnittstellen darzustellen, 

4. Ausbildungsberufe für den Betrieb auszu-
wählen und dies zu begründen, 

5. die Eignung des Betriebes für die Ausbil-
dung in dem angestrebten Ausbildungs -
beruf zu prüfen sowie, ob und inwieweit 
Ausbildungsinhalte durch Maßnahmen au-
ßerhalb der Ausbildungsstätte, insbeson-
dere Ausbildung im Verbund, überbetrieb-
liche und außerbetriebliche Ausbildung, 
vermittelt werden können, 

6. die Möglichkeiten des Einsatzes von auf 
die Berufsausbildung vorbereitenden Maß-
nahmen einzuschätzen sowie 

7. im Betrieb die Aufgaben der an der Ausbil-
dung Mitwirkenden unter Berücksichtigung 
ihrer Funktionen und Qualifikationen abzu-
stimmen. 

 (2) Das Handlungsfeld nach § 2 Nummer 2 
umfasst die berufs- und arbeitspädagogische 
Eignung, die Ausbildung unter Berücksichti-
gung organisatorischer sowie rechtlicher As-
pekte vorzubereiten. Die Ausbilder und Aus-
bilderinnen sind dabei in der Lage, 
1. auf der Grundlage einer Ausbildungsord-

nung einen betrieblichen Ausbildungsplan 
zu erstellen, der sich insbesondere an be-
rufstypischen Arbeits- und Geschäftspro-
zessen orientiert, 

2. die Möglichkeiten der Mitwirkung und Mit-
bestimmung der betrieblichen Interessen-
vertretungen in der Berufsbildung zu be-
rücksichtigen, 

3. den Kooperationsbedarf zu ermitteln und 

Ausbilder-Eignungsverordnung (AEVO) 
Ausbilder-Eignungsverordnung vom 21. Januar 2009 (BGBl. I S. 88)
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sich inhaltlich sowie organisatorisch mit 
den Kooperationspartnern, insbesondere 
der Berufsschule, abzustimmen, 

4. Kriterien und Verfahren zur Auswahl von 
Auszubildenden auch unter Berücksichti-
gung ihrer Verschiedenartigkeit anzuwen-
den, 

5. den Berufsausbildungsvertrag vorzuberei-
ten und die Eintragung des Vertrages bei 
der zuständigen Stelle zu veranlassen sowie 

6. die Möglichkeiten zu prüfen, ob Teile der 
Berufsausbildung im Ausland durchgeführt 
werden können. 

 (3) Das Handlungsfeld nach § 2 Nummer 3 
umfasst die berufs- und arbeitspädagogische 
Eignung, selbstständiges Lernen in berufsty-
pischen Arbeits- und Geschäftprozessen 
handlungsorientiert zu fördern. Die Ausbilder 
und Ausbilderinnen sind dabei in der Lage, 
1. lernförderliche Bedingungen und eine mo-

tivierende Lernkultur zu schaffen, Rückmel-
dungen zu geben und zu empfangen, 

2. die Probezeit zu organisieren, zu gestalten 
und zu bewerten, 

3. aus dem betrieblichen Ausbildungsplan und 
den berufstypischen Arbeits- und Geschäfts-
prozessen betriebliche Lern- und Arbeitsauf-
gaben zu entwickeln und zu gestalten, 

4. Ausbildungsmethoden und -medien ziel-
gruppengerecht auszuwählen und situati-
onsspezifisch einzusetzen, 

5. Auszubildende bei Lernschwierigkeiten 
durch individuelle Gestaltung der Ausbil-
dung und Lernberatung zu unterstützen, bei 
Bedarf ausbildungsunterstützende Hilfen 
einzusetzen und die Möglichkeit zur Verlän-
gerung der Ausbildungszeit zu prüfen, 

6. Auszubildenden zusätzliche Ausbildungs-
angebote, insbesondere in Form von Zu-
satzqualifikationen, zu machen und die 
Möglichkeit der Verkürzung der Ausbil-
dungsdauer und die der vorzeitigen Zulas-
sung zur Abschlussprüfung zu prüfen, 

7. die soziale und persönliche Entwicklung 
von Auszubildenden zu fördern, Probleme 

und Konflikte rechtzeitig zu erkennen sowie 
auf eine Lösung hinzuwirken, 

8. Leistungen festzustellen und zu bewerten, 
Leistungsbeurteilungen Dritter und Prü-
fungsergebnisse auszuwerten, Beurteilungs-
gespräche zu führen, Rückschlüsse für den 
weiteren Ausbildungsverlauf zu ziehen sowie 

9. interkulturelle Kompetenzen zu fördern. 
 (4) Das Handlungsfeld nach § 2 Nummer 4 
umfasst die berufs- und arbeitspädagogische 
Eignung, die Ausbildung zu einem erfolgrei-
chen Abschluss zu führen und dem Auszubil-
denden Perspektiven für seine berufliche Wei-
terentwicklung aufzuzeigen. Die Ausbilder 
und Ausbilderinnen sind dabei in der Lage, 
1. Auszubildende auf die Abschluss- oder 

Gesellenprüfung unter Berücksichtigung 
der Prüfungstermine vorzubereiten und die 
Ausbildung zu einem erfolgreichen Ab-
schluss zu führen, 

2. für die Anmeldung der Auszubildenden zu 
Prüfungen bei der zuständigen Stelle zu 
sorgen und diese auf durchführungsrele-
vante Besonderheiten hinzuweisen, 

3. an der Erstellung eines schriftlichen Zeug-
nisses auf der Grundlage von Leistungsbe-
urteilungen mitzuwirken sowie 

4. Auszubildende über betriebliche Entwick-
lungswege und berufliche Weiterbildungs-
möglichkeiten zu informieren und zu beraten. 

 
§ 4 Nachweis der Eignung 

 (1) Die Eignung nach § 2 ist in einer Prüfung 
nachzuweisen. Die Prüfung besteht aus 
einem schriftlichen und einem praktischen 
Teil. Die Prüfung ist bestanden, wenn jeder 
Prüfungsteil mit mindestens „ausreichend“ 
bewertet wurde. Innerhalb eines Prüfungsver-
fahrens kann eine nicht bestandene Prüfung 
zweimal wiederholt werden. Ein bestandener 
Prüfungsteil kann dabei angerechnet werden. 
 (2) Im schriftlichen Teil der Prüfung sind fall-
bezogene Aufgaben aus allen Handlungsfel-
dern zu bearbeiten. Die schriftliche Prüfung 
soll drei Stunden dauern. 
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 (3) Der praktische Teil der Prüfung besteht 
aus der Präsentation einer Ausbildungssitua-
tion und einem Fachgespräch mit einer Dauer 
von insgesamt höchstens 30 Minuten. Hierfür 
wählt der Prüfungsteilnehmer eine berufstypi-
sche Ausbildungssituation aus. Die Präsenta-
tion soll 15 Minuten nicht überschreiten. Die 
Auswahl und Gestaltung der Ausbildungssi-
tuation sind im Fachgespräch zu erläutern. An-
stelle der Präsentation kann eine Ausbildungs-
situation auch praktisch durchgeführt werden. 
 (4) Im Bereich der Landwirtschaft und im Be-
reich der Hauswirtschaft besteht der praktische 
Teil aus der Durchführung einer vom Prüfungs-
teilnehmer in Abstimmung mit dem Prüfungs-
ausschuss auszuwählenden Ausbildungssitua-
tion und einem Fachgespräch, in dem die 
Auswahl und Gestaltung der Ausbildungssitua-
tion zu begründen sind. Die Prüfung im prakti-
schen Teil soll höchstens 60 Minuten dauern. 
 (5) Für die Abnahme der Prüfung errichtet 
die zuständige Stelle einen Prüfungsaus-
schuss. § 37 Absatz 2 und 3, § 39 Absatz 1 
Satz 2, die §§ 40 bis 42, 46 und 47 des Be-
rufsbildungsgesetzes gelten entsprechend. 

 
§ 5 Zeugnis 

Über die bestandene Prüfung ist jeweils ein 
Zeugnis nach den Anlagen 1 und 2 auszustel-
len. 
 

§ 6 Andere Nachweise 
 (1) Wer die Prüfung nach einer vor Inkraft-
treten dieser Verordnung geltenden Ausbil-
der-Eignungsverordnung bestanden hat, die 
auf Grund des Berufsbildungsgesetzes erlas-
sen worden ist, gilt für die Berufsausbildung 
als im Sinne dieser Verordnung berufs- und 
arbeitspädagogisch geeignet. 
 (2) Wer durch eine Meisterprüfung oder eine 
andere Prüfung der beruflichen Fortbildung 
nach der Handwerksordnung oder dem Be-
rufsbildungsgesetz eine berufs- und arbeit-
spädagogische Eignung nachgewiesen hat, 
gilt für die Berufsausbildung als im Sinne die-

ser Verordnung berufs- und arbeitspädago-
gisch geeignet. 
 (3) Wer eine sonstige staatliche, staatlich 
anerkannte oder von einer öffentlich-rechtli-
chen Körperschaft abgenommene Prüfung 
bestanden hat, deren Inhalt den in § 3 ge-
nannten Anforderungen ganz oder teilweise 
entspricht, kann von der zuständigen Stelle 
auf Antrag ganz oder teilweise von der Prü-
fung nach § 4 befreit werden. Die zuständige 
Stelle erteilt darüber eine Bescheinigung. 
 (4) Die zuständige Stelle kann von der Vor-
lage des Nachweises über den Erwerb der 
berufs- und arbeitspädagogischen Fertigkei-
ten, Kenntnisse und Fähigkeiten auf Antrag 
befreien, wenn das Vorliegen berufs- und ar-
beitspädagogischer Eignung auf andere 
Weise glaubhaft gemacht wird und die ord-
nungsgemäße Ausbildung sichergestellt ist. 
Die zuständige Stelle kann Auflagen erteilen. 
Auf Antrag erteilt die zuständige Stelle hierü-
ber eine Bescheinigung. 
 

§ 7 Fortführen der Ausbildertätigkeit 
Wer vor dem 1. August 2009 als Ausbilder im 
Sinne des § 28 Absatz 1 Satz 2 des Berufs-
bildungsgesetzes tätig war, ist vom Nachweis 
nach den §§ 5 und 6 dieser Verordnung be-
freit, es sei denn, dass die bisherige Ausbil-
dertätigkeit zu Beanstandungen mit einer Auf-
forderung zur Mängelbeseitigung durch die 
zuständige Stelle geführt hat. Sind nach Auf-
forderung die Mängel beseitigt worden und 
Gefährdungen für eine ordnungsgemäße Aus-
bildung nicht zu erwarten, kann die zuständige 
Stelle vom Nachweis nach den §§ 5 und 6 
befreien; sie kann dabei Auflagen erteilen. 
 

§ 8 Übergangsregelung 
Begonnene Prüfungsverfahren können bis 
zum Ablauf des 31. Juli 2010 nach den bis-
herigen Vorschriften zu Ende geführt werden. 
Die zuständige Stelle kann auf Antrag des 
Prüfungsteilnehmers oder der Prüfungsteil-
nehmerin die Wiederholungsprüfung nach 

AEVO
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dieser Verordnung durchführen; § 4 Absatz 1 
Satz 5 findet in diesem Fall keine Anwen-
dung. Im Übrigen kann bei der Anmeldung zur 
Prüfung bis zum Ablauf des 30. April 2010 
die Anwendung der bisherigen Vorschriften 
beantragt werden.

§ 9 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
Diese Verordnung tritt am 1. August 2009 in 
Kraft. 

(Fundstelle: BGBl. I 2009, 91) 
 

(Bezeichnung der zuständigen Stelle) 
Zeugnis 

 
Herr/Frau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

geboren am . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . in . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

hat am . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . die Prüfung 
nach der Ausbilder-Eignungsverordnung vom 21. Januar 2009 (BGBl. I S. 88)  
bestanden. 
Damit wurden die berufs- und arbeitspädagogischen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten im 
Sinne des § 30 des Berufsbildungsgesetzes nachgewiesen. 
 
Ort/Datum . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Unterschrift(en) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
(Siegel der zuständigen Stelle)

Anlage 1 (zu § 5) 
Muster 
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AEVOAnlage 2 (zu § 5) 
Muster 

(Fundstelle: BGBl. I 2009, 92) 
 

(Bezeichnung der zuständigen Stelle) 
Zeugnis  

 
Herr/Frau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

geboren am . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . in . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

hat am . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . die Prüfung 
nach der Ausbilder-Eignungsverordnung vom 21. Januar 2009 (BGBl. I S. 88) mit folgenden  
Ergebnissen bestanden: 

Punkte Note 

1. Schriftlicher Prüfungsteil . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

2. Praktischer Prüfungsteil . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Damit wurden die berufs- und arbeitspädagogischen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten im 
Sinne des § 30 des Berufsbildungsgesetzes nachgewiesen. 
 
Ort/Datum Unterschrift(en)  
(Siegel der zuständigen Stelle) 
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§ 8 Verkürzung oder Verlängerung der Aus-

bildungsdauer 
§ 9 Regelungsbefugnis 
 

Abschnitt 2 
Berufsausbildungsverhältnis 

Unterabschnitt 1 
Begründung des Ausbildungsverhältnisses 

§ 10 Vertrag 
§ 11 Vertragsniederschrift 
§ 12 Nichtige Vereinbarungen

Unterabschnitt 2 
Pflichten der Auszubildenden 

§ 13 Verhalten während der Berufsausbil-
dung 

Unterabschnitt 3 
Pflichten der Ausbildenden 

§ 14 Berufsausbildung 
§ 15 Freistellung, Anrechnung 
§ 16 Zeugnis 

Unterabschnitt 4 
Vergütung 

§ 17 Vergütungsanspruch und Mindestvergü-
tung 

§ 18 Bemessung und Fälligkeit der Vergütung 
§ 19 Fortzahlung der Vergütung 

Unterabschnitt 5 
Beginn und Beendigung 

des Ausbildungsverhältnisses 
§ 20 Probezeit 
§ 21 Beendigung 
§ 22 Kündigung 
§ 23 Schadensersatz bei vorzeitiger Beendi-

gung 
Unterabschnitt 6 

Sonstige Vorschriften 
§ 24 Weiterarbeit 
§ 25 Unabdingbarkeit 
§ 26 Andere Vertragsverhältnisse 
 

Abschnitt 3 
Eignung von Ausbildungsstätte und 

Ausbildungspersonal  
§ 27 Eignung der Ausbildungsstätte 
§ 28 Eignung von Ausbildenden und Ausbil-

dern oder Ausbilderinnen 
§ 29 Persönliche Eignung 
§ 30 Fachliche Eignung 
§ 31 Europaklausel 
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§ 31a Sonstige ausländische Vorqualifikatio-
nen 

§ 32 Überwachung der Eignung 
§ 33 Untersagung des Einstellens und Aus-

bildens 
 

Abschnitt 4 
Verzeichnis der  

Berufsausbildungsverhältnisse  
§ 34 Einrichten, Führen 
§ 35 Eintragen, Ändern, Löschen 
§ 36 Antrag 
 

Abschnitt 5 
Prüfungswesen  

§ 37 Abschlussprüfung 
§ 38 Prüfungsgegenstand 
§ 39 Prüfungsausschüsse, Prüferdelegatio-

nen 
§ 40 Zusammensetzung, Berufung 
§ 41 Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstim-

mung 
§ 42 Beschlussfassung, Bewertung der Ab-

schlussprüfung 
§ 43 Zulassung zur Abschlussprüfung 
§ 44 Zulassung zur Abschlussprüfung bei 

zeitlich auseinanderfallenden Teilen 
§ 45 Zulassung in besonderen Fällen 
§ 46 Entscheidung über die Zulassung 
§ 47 Prüfungsordnung 
§ 48 Zwischenprüfungen 
§ 49 Zusatzqualifikationen 
§ 50 Gleichstellung von Prüfungszeugnis-

sen 
§ 50a Gleichwertigkeit ausländischer Berufs-

qualifikationen 

Abschnitt 6 
Interessenvertretung  

§ 51 Interessenvertretung 
§ 52 Verordnungsermächtigung 
 

Kapitel 2 
Berufliche Fortbildung 

Abschnitt 1 
Fortbildungsordnungen des Bundes  

§ 53 Fortbildungsordnungen der höherqua-
lifizierenden Berufsbildung 

§ 53a Fortbildungsstufen 
§ 53b Geprüfter Berufsspezialist und Ge-

prüfte Berufsspezialistin 
§ 53c Bachelor Professional 
§ 53d Master Professional 
§ 53e Anpassungsfortbildungsordnungen 
 

Abschnitt 2 
Fortbildungsprüfungs-  

regelungen der zuständigen Stellen  
§ 54 Fortbildungsprüfungsregelungen der 

zuständigen Stellen 
 

Abschnitt 3 
Ausländische Vorqualifikationen, 

Prüfungen  
§ 55 Berücksichtigung ausländischer Vor-

qualifikationen 
§ 56 Fortbildungsprüfungen 
§ 57 Gleichstellung von Prüfungszeugnissen 
§ 58 Umschulungsordnung 
 

Kapitel 3 
Berufliche Umschulung 

§ 59 Umschulungsprüfungsregelungen der 
zuständigen Stellen 

§ 60 Umschulung für einen anerkannten 
Ausbildungsberuf 

§ 61 Berücksichtigung ausländischer Vor-
qualifikationen 

§ 62 Umschulungsmaßnahmen; Umschu-
lungsprüfungen 

§ 63 Gleichstellung von Prüfungszeugnissen 
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Kapitel 4 
Berufsbildung für 

besondere Personengruppen 
Abschnitt 1 

Berufsbildung behinderter Menschen  
§ 64 Berufsausbildung 
§ 65 Berufsausbildung in anerkannten Aus-

bildungsberufen 
§ 66 Ausbildungsregelungen der zuständi-

gen Stellen 
§ 67 Berufliche Fortbildung, berufliche Um-

schulung 
 

Abschnitt 2 
Berufsausbildungsvorbereitung  

§ 68 Personenkreis und Anforderungen 
§ 69 Qualifizierungsbausteine, Bescheini-

gung 
§ 70 Überwachung, Beratung 
 
 

Teil 3 
Organisation der Berufsbildung 

Kapitel 1 
Zuständige Stellen; zuständige 

Behörden 
Abschnitt 1 

Bestimmung der zuständigen Stelle  
§ 71 Zuständige Stellen 
§ 72 Bestimmung durch Rechtsverordnung 
§ 73 Zuständige Stellen im Bereich des öf-

fentlichen Dienstes 
§ 74 Erweiterte Zuständigkeit 
§ 75 Zuständige Stellen im Bereich der Kir-

chen und sonstigen Religionsgemein-
schaften des öffentlichen Rechts 

Abschnitt 2 
Überwachung der Berufsbildung  

§ 76 Überwachung, Beratung 
§ 77 Errichtung 
 

Abschnitt 3 
Berufsbildungsausschuss 

der zuständigen Stelle  
§ 78 Beschlussfähigkeit, Abstimmung 

§ 79 Aufgaben 
§ 80 Geschäftsordnung 
 

Abschnitt 4 
Zuständige Behörden  

§ 81 Zuständige Behörden 
 

Kapitel 2 
Landesausschüsse 
für Berufsbildung 

§ 82 Errichtung, Geschäftsordnung, Ab-
stimmung 

§ 83 Aufgaben 
 

Teil 4 
Berufsbildungsforschung, 

Planung und Statistik  
§ 84 Ziele der Berufsbildungsforschung 
§ 85 Ziele der Berufsbildungsplanung 
§ 86 Berufsbildungsbericht 
§ 87 Zweck und Durchführung der Berufs-

bildungsstatistik 
§ 88 Erhebungen 
 

Teil 5 
Bundesinstitut für Berufsbildung  

§ 89 Bundesinstitut für Berufsbildung 
§ 90 Aufgaben 
§ 91 Organe 
§ 92 Hauptausschuss 
§ 93 Präsident oder Präsidentin 
§ 94 Wissenschaftlicher Beirat 
§ 95 Ausschuss für Fragen behinderter 

Menschen 
§ 96 Finanzierung des Bundesinstituts für 

Berufsbildung 
§ 97 Haushalt 
§ 98 Satzung 
§ 99 Personal 
§ 100 Aufsicht über das Bundesinstitut für 

Berufsbildung 
 

Teil 6 
Bußgeldvorschriften  

§ 101 Bußgeldvorschriften 
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Teil 7 
Übergangs- und 

Schlussvorschriften  
§ 102 Gleichstellung von Abschlusszeugnis-

sen im Rahmen der deutschen Einheit 
§ 103 Fortgeltung bestehender Regelungen 
§ 104 Übertragung von Zuständigkeiten 
§ 105 Evaluation 
§ 106 Übergangsregelung 

Teil 1 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Ziele und Begriffe der Berufsbildung 
 (1) Berufsbildung im Sinne dieses Gesetzes 
sind die Berufsausbildungsvorbereitung, die 
Berufsausbildung, die berufliche Fortbildung 
und die berufliche Umschulung. 
 (2) Die Berufsausbildungsvorbereitung dient 
dem Ziel, durch die Vermittlung von Grundla-
gen für den Erwerb beruflicher Handlungsfä-
higkeit an eine Berufsausbildung in einem an-
erkannten Ausbildungsberuf heranzuführen. 
 (3) Die Berufsausbildung hat die für die Aus-
übung einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit 
in einer sich wandelnden Arbeitswelt notwen-
digen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und 
Fähigkeiten (berufliche Handlungsfähigkeit) in 
einem geordneten Ausbildungsgang zu ver-
mitteln. Sie hat ferner den Erwerb der erfor-
derlichen Berufserfahrungen zu ermöglichen. 
 (4) Die berufliche Fortbildung soll es ermög-
lichen, 
1. die berufliche Handlungsfähigkeit durch 

eine Anpassungsfortbildung zu erhalten 
und anzupassen oder 

2. die berufliche Handlungsfähigkeit durch 
eine Fortbildung der höherqualifizierenden 
Berufsbildung zu erweitern und beruflich 
aufzusteigen. 

 (5) Die berufliche Umschulung soll zu einer 
anderen beruflichen Tätigkeit befähigen. 
 

§ 2 Lernorte der Berufsbildung 
 (1) Berufsbildung wird durchgeführt 
1. in Betrieben der Wirtschaft, in vergleichba-

ren Einrichtungen außerhalb der Wirtschaft, 
insbesondere des öffentlichen Dienstes, 
der Angehörigen freier Berufe und in Haus-
halten (betriebliche Berufsbildung), 

2. in berufsbildenden Schulen (schulische 
Berufsbildung) und 

3. in sonstigen Berufsbildungseinrichtungen 
außerhalb der schulischen und betrieb -
lichen Berufsbildung (außerbetriebliche 
Berufsbildung). 
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 (2) Die Lernorte nach Absatz 1 wirken bei 
der Durchführung der Berufsbildung zusam-
men (Lernortkooperation). 
 (3) Teile der Berufsausbildung können im 
Ausland durchgeführt werden, wenn dies 
dem Ausbildungsziel dient. Ihre Gesamtdauer 
soll ein Viertel der in der Ausbildungsordnung 
festgelegten Ausbildungsdauer nicht über-
schreiten. 
 

§ 3 Anwendungsbereich 
 (1) Dieses Gesetz gilt für die Berufsbildung, 
soweit sie nicht in berufsbildenden Schulen 
durchgeführt wird, die den Schulgesetzen der 
Länder unterstehen. 
 (2) Dieses Gesetz gilt nicht für 
1. die Berufsbildung, die in berufsqualifizie-

renden oder vergleichbaren Studiengän-
gen an Hochschulen auf der Grundlage 
des Hochschulrahmengesetzes und der 
Hochschulgesetze der Länder durchge-
führt wird, 

2. die Berufsbildung in einem öffentlich-recht-
lichen Dienstverhältnis, 

3. die Berufsbildung auf Kauffahrteischiffen, 
die nach dem Flaggenrechtsgesetz die 
Bundesflagge führen, soweit es sich nicht 
um Schiffe der kleinen Hochseefischerei 
oder der Küstenfischerei handelt. 

 (3) Für die Berufsbildung in Berufen der 
Handwerksordnung gelten die §§ 4 bis 9, 27 
bis 49, 53 bis 70, 76 bis 80 sowie 101 Ab-
satz 1 Nummer 1 bis 4 sowie Nummer 6  
bis 10 nicht; insoweit gilt die Handwerksord-
nung. 

Teil 2 
Berufsbildung 

 
Kapitel 1 

Berufsausbildung 
Abschnitt 1 

Ordnung der Berufsausbildung; Aner-
kennung von Ausbildungsberufen 

 
§ 4 Anerkennung 

von Ausbildungsberufen 
 (1) Als Grundlage für eine geordnete und 
einheitliche Berufsausbildung kann das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie 
oder das sonst zuständige Fachministerium 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Bildung und Forschung durch Rechtsver-
ordnung, die nicht der Zustimmung des Bun-
desrates bedarf, Ausbildungsberufe staatlich 
anerkennen und hierfür Ausbildungsordnun-
gen nach § 5 erlassen. 
 (2) Für einen anerkannten Ausbildungsberuf 
darf nur nach der Ausbildungsordnung aus-
gebildet werden. 
 (3) In anderen als anerkannten Ausbildungs-
berufen dürfen Jugendliche unter 18 Jahren 
nicht ausgebildet werden, soweit die Berufs-
ausbildung nicht auf den Besuch weiterfüh-
render Bildungsgänge vorbereitet. 
 (4) Wird die Ausbildungsordnung eines Aus-
bildungsberufs aufgehoben oder geändert, so 
sind für bestehende Berufsausbildungsver-
hältnisse weiterhin die Vorschriften, die bis 
zum Zeitpunkt der Aufhebung oder der Ände-
rung gelten, anzuwenden, es sei denn, die än-
dernde Verordnung sieht eine abweichende 
Regelung vor. 
 (5) Das zuständige Fachministerium informiert 
die Länder frühzeitig über Neuordnungskon-
zepte und bezieht sie in die Abstimmung ein. 
 

§ 5 Ausbildungsordnung 
 (1) Die Ausbildungsordnung hat festzulegen 
1. die Bezeichnung des Ausbildungsberufes, 

der anerkannt wird, 
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2. die Ausbildungsdauer; sie soll nicht mehr 
als drei und nicht weniger als zwei Jahre 
betragen, 

3. die beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse 
und Fähigkeiten, die mindestens Gegen-
stand der Berufsausbildung sind (Ausbil-
dungsberufsbild), 

4. eine Anleitung zur sachlichen und zeitli-
chen Gliederung der Vermittlung der beruf-
lichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähig-
keiten (Ausbildungsrahmenplan), 

5. die Prüfungsanforderungen. 
Bei der Festlegung der Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten nach Satz 1 Nummer 
3 ist insbesondere die technologische und di-
gitale Entwicklung zu beachten. 
 (2) Die Ausbildungsordnung kann vorsehen, 
1. dass die Berufsausbildung in sachlich und 

zeitlich besonders gegliederten, aufeinan-
der aufbauenden Stufen erfolgt; nach den 
einzelnen Stufen soll ein Ausbildungsab-
schluss vorgesehen werden, der sowohl zu 
einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit im 
Sinne des § 1 Abs. 3 befähigt als auch die 
Fortsetzung der Berufsausbildung in weite-
ren Stufen ermöglicht (Stufenausbildung), 

2. dass die Abschlussprüfung in zwei zeitlich 
auseinander fallenden Teilen durchgeführt 
wird, 

2a. dass im Fall einer Regelung nach Num-
mer 2 bei nicht bestandener Abschluss-
prüfung in einem drei- oder dreieinhalb-
jährigen Ausbildungsberuf, der auf einem 
zweijährigen Ausbildungsberuf aufbaut, 
der Abschluss des zweijährigen Ausbil-
dungsberufs erworben wird, sofern im 
ersten Teil der Abschlussprüfung mindes-
tens ausreichende Prüfungsleistungen er-
bracht worden sind, 

2b. dass Auszubildende bei erfolgreichem Ab-
schluss eines zweijährigen Ausbildungs-
berufs vom ersten Teil der Abschlussprü-
fung oder einer Zwischenprüfung eines 
darauf aufbauenden drei- oder dreieinhalb-
jährigen Ausbildungsberufs befreit sind, 

3. dass abweichend von § 4 Abs. 4 die Be-
rufsausbildung in diesem Ausbildungsbe-
ruf unter Anrechnung der bereits zurückge-
legten Ausbildungszeit fortgesetzt werden 
kann, wenn die Vertragsparteien dies ver-
einbaren, 

4. dass auf die Dauer der durch die Ausbil-
dungsordnung geregelten Berufsaus -
bildung die Dauer einer anderen abge-
schlossenen Berufsausbildung ganz oder 
teilweise anzurechnen ist, 

5. dass über das in Absatz 1 Nr. 3 beschrie-
bene Ausbildungsberufsbild hinaus zusätz-
liche berufliche Fertigkeiten, Kenntnisse 
und Fähigkeiten vermittelt werden können, 
die die berufliche Handlungsfähigkeit er-
gänzen oder erweitern, 

6. dass Teile der Berufsausbildung in geeig-
neten Einrichtungen außerhalb der Ausbil-
dungsstätte durchgeführt werden, wenn 
und soweit es die Berufsausbildung erfor-
dert (überbetriebliche Berufsausbildung). 

Im Fall des Satzes 1 Nummer 2a bedarf es 
eines Antrags der Auszubildenden. Im Fall 
des Satzes 1 Nummer 4 bedarf es der Ver-
einbarung der Vertragsparteien. Im Rahmen 
der Ordnungsverfahren soll stets geprüft wer-
den, ob Regelungen nach Nummer 1, 2, 2a, 
2b und 4 sinnvoll und möglich sind. 
 

§ 6 Erprobung neuer Ausbildungs- 
und Prüfungsformen 

Zur Entwicklung und Erprobung neuer Ausbil-
dungs- und Prüfungsformen kann das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie 
oder das sonst zuständige Fachministerium im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 
Bildung und Forschung nach Anhörung des 
Hauptausschusses des Bundesinstituts für 
Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates be-
darf, Ausnahmen von § 4 Abs. 2 und 3 sowie 
den §§ 5, 37 und 48 zulassen, die auch auf 
eine bestimmte Art und Zahl von Ausbildungs-
stätten beschränkt werden können. 
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§ 7 Anrechnung beruflicher Vorbildung 
auf die Ausbildungsdauer 

 (1) Die Landesregierungen können nach An-
hörung des Landesausschusses für Berufs-
bildung durch Rechtsverordnung bestimmen, 
dass der Besuch eines Bildungsganges be-
rufsbildender Schulen oder die Berufsausbil-
dung in einer sonstigen Einrichtung ganz oder 
teilweise auf die Ausbildungsdauer angerech-
net wird. Die Ermächtigung kann durch 
Rechtsverordnung auf oberste Landesbehör-
den weiter übertragen werden. 
 (2) Ist keine Rechtsverordnung nach Absatz 
1 erlassen, kann eine Anrechnung durch die 
zuständige Stelle im Einzelfall erfolgen. Für 
die Entscheidung über die Anrechnung auf 
die Ausbildungsdauer kann der Hauptaus-
schuss des Bundesinstituts für Berufsbildung 
Empfehlungen beschließen. 
 (3) Die Anrechnung bedarf des gemeinsamen 
Antrags der Auszubildenden und der Ausbil-
denden. Der Antrag ist an die zuständige Stelle 
zu richten. Er kann sich auf Teile des höchstzu-
lässigen Anrechnungszeitraums beschränken. 
 (4) Ein Anrechnungszeitraum muss in gan-
zen Monaten durch sechs teilbar sein. 
 

§ 7a Teilzeitberufsausbildung 
 (1) Die Berufsausbildung kann in Teilzeit 
durchgeführt werden. Im Berufsausbildungs-
vertrag ist für die gesamte Ausbildungszeit 
oder für einen bestimmten Zeitraum der Be-
rufsausbildung die Verkürzung der täglichen 
oder der wöchentlichen Ausbildungszeit zu 
vereinbaren. Die Kürzung der täglichen oder 
der wöchentlichen Ausbildungszeit darf nicht 
mehr als 50 Prozent betragen. 
 (2) Die Dauer der Teilzeitberufsausbildung 
verlängert sich entsprechend, höchstens je-
doch bis zum Eineinhalbfachen der Dauer, die 
in der Ausbildungsordnung für die betref-
fende Berufsausbildung in Vollzeit festgelegt 
ist. Die Dauer der Teilzeitberufsausbildung ist 
auf ganze Monate abzurunden. § 8 Absatz 2 
bleibt unberührt. 

 (3) Auf Verlangen der Auszubildenden verlän-
gert sich die Ausbildungsdauer auch über die 
Höchstdauer nach Absatz 2 Satz 1 hinaus bis 
zur nächsten möglichen Abschlussprüfung. 
 (4) Der Antrag auf Eintragung des Berufs-
ausbildungsvertrages nach § 36 Absatz 1 in 
das Verzeichnis der Berufsausbildungsver-
hältnisse für eine Teilzeitberufsausbildung 
kann mit einem Antrag auf Verkürzung der 
Ausbildungsdauer nach § 8 Absatz 1 verbun-
den werden. 
 

§ 8 Verkürzung oder Verlängerung 
der Ausbildungsdauer 

 (1) Auf gemeinsamen Antrag der Auszubil-
denden und der Ausbildenden hat die zustän-
dige Stelle die Ausbildungsdauer zu kürzen, 
wenn zu erwarten ist, dass das Ausbildungs-
ziel in der gekürzten Dauer erreicht wird. 
 (2) In Ausnahmefällen kann die zuständige 
Stelle auf Antrag Auszubildender die Ausbil-
dungsdauer verlängern, wenn die Verlänge-
rung erforderlich ist, um das Ausbildungsziel 
zu erreichen. Vor der Entscheidung über die 
Verlängerung sind die Ausbildenden zu hören. 
 (3) Für die Entscheidung über die Verkürzung 
oder Verlängerung der Ausbildungsdauer kann 
der Hauptausschuss des Bundesinstituts für 
Berufsbildung Empfehlungen beschließen. 
 

§ 9 Regelungsbefugnis 
Soweit Vorschriften nicht bestehen, regelt die 
zuständige Stelle die Durchführung der Be-
rufsausbildung im Rahmen dieses Gesetzes. 
 
 

Abschnitt 2 
Berufsausbildungsverhältnis 

 
Unterabschnitt 1 

Begründung des Ausbildungsverhältnisses 
 

§ 10 Vertrag 
 (1) Wer andere Personen zur Berufsausbil-
dung einstellt (Ausbildende), hat mit den Aus-
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zubildenden einen Berufsausbildungsvertrag 
zu schließen. 
 (2) Auf den Berufsausbildungsvertrag sind, 
soweit sich aus seinem Wesen und Zweck 
und aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt, 
die für den Arbeitsvertrag geltenden Rechts-
vorschriften und Rechtsgrundsätze anzuwen-
den. 
 (3) Schließen die gesetzlichen Vertreter oder 
Vertreterinnen mit ihrem Kind einen Berufs-
ausbildungsvertrag, so sind sie von dem Ver-
bot des § 181 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs befreit. 
 (4) Ein Mangel in der Berechtigung, Auszu-
bildende einzustellen oder auszubilden, be-
rührt die Wirksamkeit des Berufsausbildungs-
vertrages nicht. 
 (5) Zur Erfüllung der vertraglichen Verpflich-
tungen der Ausbildenden können mehrere na-
türliche oder juristische Personen in einem 
Ausbildungsverbund zusammenwirken, so-
weit die Verantwortlichkeit für die einzelnen 
Ausbildungsabschnitte sowie für die Ausbil-
dungszeit insgesamt sichergestellt ist (Ver-
bundausbildung). 
 

§ 11 Vertragsniederschrift 
 (1) Ausbildende haben unverzüglich nach 
Abschluss des Berufsausbildungsvertrages, 
spätestens vor Beginn der Berufsausbildung, 
den wesentlichen Inhalt des Vertrages gemäß 
Satz 2 schriftlich niederzulegen; die elektro-
nische Form ist ausgeschlossen. In die Nie-
derschrift sind mindestens aufzunehmen 
1. Art, sachliche und zeitliche Gliederung 

sowie Ziel der Berufsausbildung, insbeson-
dere die Berufstätigkeit, für die ausgebildet 
werden soll, 

2. Beginn und Dauer der Berufsausbildung, 
3. Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der 

Ausbildungsstätte, 
4. Dauer der regelmäßigen täglichen Ausbil-

dungszeit, 
5. Dauer der Probezeit, 
6. Zahlung und Höhe der Vergütung, 

  7. Dauer des Urlaubs, 
  8. Voraussetzungen, unter denen der Be-

rufsausbildungsvertrag gekündigt werden 
kann, 

  9. ein in allgemeiner Form gehaltener Hin-
weis auf die Tarifverträge, Betriebs- oder 
Dienstvereinbarungen, die auf das Berufs-
ausbildungsverhältnis anzuwenden sind, 

10. die Form des Ausbildungsnachweises 
nach § 13 Satz 2 Nummer 7. 

 (2) Die Niederschrift ist von den Ausbilden-
den, den Auszubildenden und deren gesetz-
lichen Vertretern und Vertreterinnen zu unter-
zeichnen. 
 (3) Ausbildende haben den Auszubildenden 
und deren gesetzlichen Vertretern und Ver -
treterinnen eine Ausfertigung der unterzeich-
neten Niederschrift unverzüglich auszuhän -
digen. 
 (4) Bei Änderungen des Berufsausbildungs-
vertrages gelten die Absätze 1 bis 3 entspre-
chend. 
 

§ 12 Nichtige Vereinbarungen 
 (1) Eine Vereinbarung, die Auszubildende für 
die Zeit nach Beendigung des Berufsausbil-
dungsverhältnisses in der Ausübung ihrer be-
ruflichen Tätigkeit beschränkt, ist nichtig. Dies 
gilt nicht, wenn sich Auszubildende innerhalb 
der letzten sechs Monate des Berufsausbil-
dungsverhältnisses dazu verpflichten, nach 
dessen Beendigung mit den Ausbildenden 
ein Arbeitsverhältnis einzugehen. 
 (2) Nichtig ist eine Vereinbarung über 
1. die Verpflichtung Auszubildender, für die 

Berufsausbildung eine Entschädigung zu 
zahlen, 

2. Vertragsstrafen, 
3. den Ausschluss oder die Beschränkung 

von Schadensersatzansprüchen, 
4. die Festsetzung der Höhe eines Schadens-

ersatzes in Pauschbeträgen.


